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EXPORTKONTROLLEN IM 
GEOPOLITISCHEN KONTEXT 

Die Bundesregierung befasst sich im 
geoökonomischen Umfeld immer öf-
ter mit Fragen der Exportkontrolle 
von Gütern mit doppeltem Verwen-
dungszweck (Dual-Use-Güter). Diese 
können sowohl für zivile wie auch für 
militärische Zwecke genutzt werden. 
Auf EU-Ebene wird die Ausfuhr durch 
die Dual-Use-Verordnung (VO) für alle 
27 Mitgliedstaaten verpflichtend ge-
regelt. Die Umsetzung findet aller-
dings durch die nationalen Behörden 
statt, welche die Ausfuhr von Gütern 
aus ihrem Territorium kontrollieren. 
Die Mitgliedstaaten – und somit auch 
Deutschland – haben das Recht, mit 
nationalen Kontrollen über die ge-
meinsamen EU-Kontrollen hinauszu-
gehen, beispielsweise aus Gründen der 
öffentlichen Sicherheit. Diese natio-
nalen Kontrollen können von anderen 
Mitgliedstaaten übernommen werden, 

eine Verpflichtung kann aber nur 
durch eine Änderung der im Anhang 
der Dual-Use-VO der EU aufgeführten 
Listen erfolgen. 

Grundsätzlich ist die VO darauf aus-
gelegt, neue Güter über die Listen der 
multilateralen Exportkontrollregime 
aufzunehmen. Sobald diese Verein-
barungen angepasst werden, kann die 
EU die neuen Kontrollen übernehmen, 
womit sie für alle Mitgliedstaaten ver-
pflichtend werden. Dual-Use-Güter 
werden seit 1996 durch das Wasse-
naar Arrangement (WA) reguliert. Die-
sem haben sich neben der EU auch die 
USA, Russland, Indien und 38 weitere 
Staaten verpflichtet, womit eine breite 
Umsetzung der Kontrollen gewährleis-
tet werden soll. Seit 2020 ist das WA 
jedoch durch Russland blockiert und 
seit Februar 2022 ist eine Zusammen-
arbeit mit Russland ausgeschlossen. 
Dadurch kann die Dual-Use-VO der 
EU zurzeit weder angepasst werden 

noch auf Veränderungen der inter-
nationalen Lage reagieren. Spezifi-
sche Exportkontrollen für Russland 
wurden im Sanktionsregime der EU 
festgeschrieben. 

Im Gegensatz zur EU verwenden die 
USA Exportkontrollen nicht nur als 
Instrument der Rüstungskontrolle, 
sondern auch als außenpolitisches 
Mittel im Rahmen der geostrategi-
schen Rivalität mit China, um eine 
„größtmögliche Führung“ in den Tech-
nologiefeldern der Zukunft (Compu-
tertechnologien, Biotech und Grüne 
Technologien) zu erreichen. Aus Grün-
den der nationalen Sicherheit wird der 
Fluss von Spitzentechnologien in den 
Bereichen Halbleiter, künstliche Intel-
ligenz und Supercomputer nach China 
reguliert. Es geht darum, zukünftige 
Entwicklungen einzuschränken. Die 
USA drängen ihre Verbündeten wie 
Deutschland und weitere EU-Mit-
gliedstaaten zu eigenen Kontrollen, 

ZWISCHEN SYSTEMWETTBEWERB UND WETTBEWERBSFÄHIGKEIT 

Deutschland muss Exportkont-
rollen strategischer gestalten 
 
Von Filip Medunić

Exportkontrollen bleiben ein integraler Bestandteil der außenpolitischen Strategie der USA im System-
wettbewerb mit China. Deutschland als enger transatlantischer Partner wird zunehmend Druck verspü-
ren, der Linie der USA mit immer strikteren Kontrollen bei Halbleitern, KI und Supercomputern zu folgen. 
Auch wenn sich die Bundesregierung ihren Partnern in Washington nicht in jeder Hinsicht anschließen 
muss, sollte sie aus eigenem strategischem Interesse bei besonders sensiblen Spitzentechnologien die 
Kontrollen mitgestalten und ihre europäischen Verbündeten mitnehmen. 
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https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32021R0821
https://www.wassenaar.org/
https://www.wassenaar.org/
https://www.whitehouse.gov/briefing-room/speeches-remarks/2022/09/16/remarks-by-national-security-advisor-jake-sullivan-at-the-special-competitive-studies-project-global-emerging-technologies-summit/
https://www.whitehouse.gov/briefing-room/speeches-remarks/2022/09/16/remarks-by-national-security-advisor-jake-sullivan-at-the-special-competitive-studies-project-global-emerging-technologies-summit/
https://www.silicon.co.uk/e-regulation/japan-netherlands-us-chip-china-494986
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denn die Wertschöpfungskette für 
viele der betroffenen Technologien 
ist über mehrere Staaten verteilt. Da-
mit sollen auch Wettbewerbsnachtei-
le für die eigene Wirtschaft verhindert 
werden. Mittlerweile haben Japan 
und Kanada, die Niederlande, Spanien, 
Frankreich und Italien nationale Kont-
rollen erlassen. Auch Deutschland steht 
bereits unter Druck. Diese Entwicklun-
gen stellen Deutschland vor die Frage, 
inwieweit es den USA mit der Risiko-
einschätzung gegenüber China folgen 
möchte und ebenfalls weitere Ausfuhr-
kontrollen in den sensibelsten Spitzen-
technologien einführen sollte. 

Deutschland hat ein Interesse an mul-
tilateralen Exportkontrollen – aus wirt-
schaftlichen und politischen Gründen. 
Eine zu große Fragmentierung inner-
halb der EU bringt mehr Unsicherheit 
für die Wirtschaft und schwächt die 
Mitgliedstaaten ohne relevante Kon-
trollen politisch gegenüber den USA. 
Dies könnte auch dazu führen, dass die 
USA drastischere Mittel einsetzen oder 
Unternehmen direkt sanktionieren. Die 
Kommission hatte im Januar Optionen 
zu Anpassung der Dual-Use-VO vorge-
legt und die Mitgliedstaaten haben im 
Mai signalisiert, dass sie vorerst keine 
weiteren Kompetenzen zentralisieren 

wollen und die bestehenden Kapazi-
täten zuerst voll ausgenutzt werden 
sollten. Die weitere Entwicklung wird 
vor dem Hintergrund der anstehen-
den Wahlen in den USA an Bedeutung 
gewinnen.

Die Rivalität der USA gegenüber China 
ist durch überparteilichen Konsens ge-
kennzeichnet und wird weiterhin die 
Exportkontrollen bestimmen. Es ist 
deshalb zu erwarten, dass – unabhän-
gig vom Ausgang der Wahl – die bisher 
bestehenden Kontrollen auf weitere 
Kategorien von Halbleitern und Ma-
schinen sowie deren Wartung ausge-
dehnt und für GAAFET-Technologien, 
eine Fertigungsmethode für Halbleiter 
oder KI-Komponenten wie etwa Large 
Language Models und Cloud-Anwen-
dungen, präzisiert werden. Die Enti-
ty-Liste der USA, die Unternehmen, 
Forschungseinrichtungen, Regierun-
gen, Behörden sowie Einzelpersonen 
und weitere Organisationen enthält, 
für die eine Ausfuhrgenehmigung ein-
geholt werden muss, wird höchstwahr-
scheinlich um chinesische Entitäten 
erweitert werden, die im Bereich KI 
und LiDAR tätig sind, Huawei zuarbei-
ten oder selber in der Halbleiterferti-
gung tätig sind.  	

S Z E N A R I E N

BIDEN 2.0: KONTINUITÄT MIT 
AD-HOC-KOOPERATION

Bei einer Wiederwahl würde Joe Bi-
den aller Voraussicht nach den einge-
schlagenen Kurs nicht ändern, sondern 
ihn durch weitere Instrumente wie 
Auslandsinvestitionskontrollen und 
der Regulierung von Datenflüssen 
verschärfen. Damit wird in allen Di-
mensionen (Sachgüter und Software, 
Kapital, Daten) versucht, die sensiblen 
Bereiche der US-Wirtschaft vom chi-
nesischen Markt zu trennen.  

Deutschland wird größeren Druck, 
aber auch größere Anreize als bis-
her verspüren, den Ansatz der USA 
mitzutragen. Zum einem könnte eine 

Regierung unter Biden stärker noch 
auf Vorteile setzen, die eine Anpassung 
der nationalen und europäischen Kon-
trollen an die US-Kontrollen belohnen. 
Dies könnte beispielsweise die Redu-
zierung von Genehmigungspflichten 
für bestimmte Güter beinhalten, wie 
bereits unter AUKUS geschehen. Zum 
anderen könnten aber auch vermehrt 
Sanktionen gegen chinesische oder so-
gar europäische Firmen erlassen wer-
den, wenn Exportkontrollen umgangen 
werden. Es ist ebenso wahrschein-
lich, dass Biden weiter auf die Exper-
tise von Think-Tanks und weniger aus 
dem Privatsektor setzen wird. Somit 
werden Sicherheitsinteressen gegen-
über China die weiteren Maßnahmen 
der USA bestimmen und den Spiel-
raum für Deutschland, mit wirtschaft-
lichen Argumenten dagegenzuhalten, 
verringern.  

Für Deutschland ist es deshalb wichtig, 
bei den Spitzentechnologiekontrollen 
einen Schritt auf die USA zuzugehen, 
um weitere Entwicklungen beeinflus-
sen zu können. Denn in einer zweiten 
Amtszeit würde Biden die Verbünde-
ten stärker einbeziehen wollen, um 
gemeinsame Rahmenbedingungen zu 
beschließen. Deutschland kann auf-
grund seiner wirtschaftlichen Größe 
innerhalb der EU für einen gemein-
samen Ansatz gegenüber den USA 
eintreten und sich für eine neue Ab-
stimmungsgruppe einsetzen. Mehr 
EU-interne Kooperation wird auch 
von den Niederlanden vorgeschlagen.  
Ein Stillhalten zum jetzigen Zeitpunkt 
könnte gerade für deutsche Unter-
nehmen Ungewissheit über zukünftige 
Kontrollen oder sogar die Möglichkeit 
von weiteren Maßnahmen der USA 
erhöhen. 

TRUMP 2.0: MAXIMALER 
DRUCK, GLEICHE RICHTUNG

Ähnlich wie Biden würde auch Donald 
Trump Exportkontrollen und Aus-
landsinvestitionskontrollen im Lau-
fe der Zeit zu zentralen Instrumenten 

Die Rivalität 
der USA 

gegenüber 
China wird 
weiterhin  

die Export-
kontrollen 
bestimmen

https://asia.nikkei.com/Business/Tech/Semiconductors/Japan-s-new-chip-equipment-export-rules-take-effect-Sunday
https://www.international.gc.ca/trade-commerce/controls-controles/notices-avis/1129.aspx?lang=eng
https://zoek.officielebekendmakingen.nl/stcrt-2023-18212.html?utm_source=ECHO&utm_campaign=nieuwsbrief&utm_medium=e-mail
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2014-8926
https://www.legifrance.gouv.fr/jorf/id/JORFTEXT000049120866
https://www.esteri.it/wp-content/uploads/2024/07/Istituzione-dellelenco-nazionale-di-controllo.pdf
https://www.bloomberg.com/news/articles/2024-03-06/us-urges-allies-to-further-squeeze-china-on-chip-technology
https://www.bloomberg.com/news/articles/2024-03-06/us-urges-allies-to-further-squeeze-china-on-chip-technology
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=COM:2024:25:FIN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=COM:2024:25:FIN
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9439-2024-INIT/en/pdf
https://medium.com/predict/introduction-to-gaafet-the-next-big-phase-of-computer-chip-manufacturing-84e63abe11dd
https://foreignaffairs.house.gov/press-release/bipartisan-coalition-introduces-monumental-bill-giving-admin-authority-to-export-control-advanced-ai-systems/
https://www.theregister.com/2023/11/30/us_lawmakers_examine_chinese_lidar/
https://www.reuters.com/technology/microsoft-g42-deal-positive-because-it-cut-huawei-ties-white-house-official-says-2024-06-24/
https://www.reuters.com/technology/microsoft-g42-deal-positive-because-it-cut-huawei-ties-white-house-official-says-2024-06-24/
https://www.washingtonpost.com/technology/2024/05/07/huawei-export-sanctions-chips/
https://www.washingtonpost.com/technology/2024/05/07/huawei-export-sanctions-chips/
https://www.reuters.com/markets/china-outbound-investment-rule-be-completed-by-end-year-us-official-2024-05-08/
https://foreignpolicy.com/2024/03/01/biden-china-electric-vehicles-tech-security-investigation-commerce/
https://www.gov.uk/government/news/update-on-aukus-export-reform-progress
https://open.overheid.nl/documenten/b60ffe2f-4ca1-4282-9b29-1c2d2c56417e/file
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einer zweiten Amtszeit machen. Einige 
ehemalige Regierungsmitglieder spre-
chen gar davon, die USA ökonomisch 
von China abzukoppeln. 

Trump würde den Druck auf Deutsch-
land deutlich erhöhen, sich den Ex-
port- und Investitionskontrollen der 
USA anzuschließen. Die Exportkont-
rollen würden, wie auch bei Biden, mit 
der allgemeinen China-Politik der USA 
vermischt und von Deutschland würde 
erwartet werden, diese Politik in allen 
Bereichen mitzutragen. Trump könnte 
auch versuchen, Lizenzen für Staaten 
zu entziehen, die dieser Politik nicht 
folgen und Sanktionen gegen deut-
sche Unternehmen durchzusetzen. 
Das würde die deutsche Politik mit der 
Fragestellung konfrontieren, entweder 
einzelne Unternehmen zu schützen 
oder das transatlantische Verhält-
nis. Die EU wird Deutschland dabei 
nur wenig helfen können, da die Mit-
gliedstaaten selbst einen Weg finden 
müssen, die Dual-Use-VO der EU an-
zupassen. Darüber hinaus ist bei einem 
Sieg von Trump mit einer Veränderung 
der Beamtenauswahl zu rechnen. Das 
würde eine strukturelle Änderung der 
Mentalität im Department of Com-
merce und im BIS mit sich bringen 
und, mehr noch als bei Biden, auf die 
Regulierung des Exports als auf dessen 
Ermöglichung abzielen. Die EU würde 
sich damit einer weitaus größeren und 
politisierten Behörde gegenübersehen, 
die noch rigoroser unilaterale Kont-
rollen einführt – möglicherweise auch 
gegenüber Deutschland. 

E M P F E H L U N G E N

FÜR STRATEGISCHERE 
EXPORTKONTROLLEN 
DEUTSCHLANDS 
UND EUROPAS

Die China-Politik der USA wird unter 
keinem der beiden derzeitigen Präsi-
dentschaftskandidaten eine Umkehr 
erfahren. Deutschland hat ein Inte-
resse an einer stabilen transatlanti-
schen Partnerschaft, einer geeinten 

EU und einem Privatsektor, der Spit-
zentechnologie mitgestaltet. Chinas 
Streben nach technologischer Unab-
hängigkeit und der Übernahme von 
Zukunftsindustrien stellt langfristig 
auch deutsche Unternehmen vor Her-
ausforderungen. Die USA werden unter 
beiden möglichen Präsidenten nicht 
zögern, den Handel mit China auch für 
deutsche Unternehmen durch eigene 
Kontrollen zu regulieren.   

1. NATIONALE KONTROLLEN 
ALS ÜBERGANGSPHASE 
BEI STRATEGISCHEN ZU-
KUNFTSTECHNOLOGIEN

Eine multilateral abgestimmte Export-
kontrolle ist sowohl für die deutsche 
Wirtschaft als auch für die Sicherheit 
vorteilhafter. Bis eine solche Lösung 
gefunden wird, könnte Deutschland 
seine nationalen Kontrollen schritt-
weise anpassen. Die Niederlande, Spa-
nien, Frankreich und Italien haben 

unter anderem bereits nationale Kon-
trollen bei Halbleiter- und Quanten-
technologien eingeführt. Deutschland 
könnte auf Basis der Dual-Use-VO 
diese Kontrollen auch auf deutsche 
Exporteure anwenden (sofern es die 
betroffenen Unternehmen davon in 
Kenntnis setzt) oder eigene Kontrol-
len einführen. Ohne das WA könnte 
so eine schrittweise Einführung von 

einem Teil der EU-Mitgliedstaaten er-
folgen und die Basis für einen multila-
teralen Mechanismus gelegt werden, 
der auch die USA einbezieht. 

2. DIE DUAL-USE-
VERORDNUNG DER EU BE-
REITS HEUTE STÄRKEN

Auf europäischer Ebene ist eine er-
neute Reform der Dual-Use-VO in na-
her Zukunft nicht geplant, weshalb 
Deutschland die bestehende Verord-
nung stärken und somit auf den Druck 
aus den USA mit einer konstrukti-
ven Rolle reagieren sollte. Dafür sollte 
Deutschland die Kommission drängen, 
ihrer Veröffentlichungspflicht der ein-
zelnen nationalen Listungen, die über 
die gemeinsame EU-Liste hinausge-
hen, häufiger nachzukommen. Ansons-
ten ist es den übrigen Mitgliedstaaten 
nicht möglich, das betreffende Gut 
ebenfalls zu kontrollieren. Auch sollten 
die Informationen gegenüber der Kom-
mission und anderen Mitgliedstaaten 
über eingeführte Kontrollen unter Ar-
tikel 10 nicht nur dann erfolgen, wenn 
dieser Schritt als hilfreich angesehen 
wird, sondern generell in jedem Einzel-
fall. Hierzu könnte auch eine informel-
le Vereinbarung auf Arbeitsebene in 
der Ratsarbeitsgruppe zu Gütern mit 
doppeltem Verwendungszweck getrof-
fen werden. 

3. NEUE FORMATE 
TESTEN UND IN DUAL-
USE-VO ÜBERNEHMEN

Vor dem Hintergrund eines poten-
ziell schwierigen Partners in den USA 
ist es für den deutschen und europäi-
schen Privatsektor wichtig, interna-
tionale Wettbewerbsbedingungen zu 
haben und Entwicklungen in der Ex-
portkontrolle einschätzen zu können. 
Deutschland sollte sich daher für eine 
neue Gruppe einsetzen, die den Ex-
port von Zukunftstechnologien multi-
lateral reguliert, um die Dual-Use-VO 
hierdurch zu erweitern. Nur so kann 

Eine multilateral 
abgestimmte 

Exportkontrolle 
ist für die deut-
sche Wirtschaft 
und Sicherheit 
vorteilhafter

https://www.foreignaffairs.com/united-states/return-peace-strength-trump-obrien
https://www.foreignaffairs.com/united-states/return-peace-strength-trump-obrien
https://www.project2025.org/
https://www.project2025.org/
https://asiatimes.com/2024/06/china-hawk-fix-symbolic-ineffective-us-sanctions/
https://asiatimes.com/2024/06/china-hawk-fix-symbolic-ineffective-us-sanctions/
https://zoek.officielebekendmakingen.nl/stcrt-2023-18212.html?utm_source=ECHO&utm_campaign=nieuwsbrief&utm_medium=e-mail
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2014-8926
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2014-8926
https://www.legifrance.gouv.fr/jorf/id/JORFTEXT000049120866
https://www.esteri.it/wp-content/uploads/2024/07/Istituzione-dellelenco-nazionale-di-controllo.pdf
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es zukünftige Kontrollen internatio-
nal mitgestalten und einer reaktiven 
Rolle zuvorkommen. Eine Kooperation 
mit den USA und weiteren Verbünde-
ten eröffnet auch neue Möglichkeiten 
der gemeinsamen Kommerzialisierung. 
Die Global Export Control Coalition 
(GECC), die bereits die Russland Ex-
portkontrollen koordiniert, bietet da-
für ein geeignetes Forum. Auch Indien 
sollte eingebunden werden. 

In dieser Gruppe kann der Handel 
mit den betroffenen Gütern unter 
den Mitgliedern erlaubt bleiben. Re-
gulieren könnte die EU dies mit einer 
EU General Export Authorisation für 
die Mitglieder der neuen GECC 2.0 
und, indem sie eine gemeinsame Lis-
te über Artikel 17 der Dual-Use-VO 
durch einen delegierten Rechtsakt 
übernimmt, sollte diese durch die Mit-
gliedstaaten als internationale Ver-
pflichtung akzeptiert werden. Für 
den darüber hinausgehenden Export 
könnte ein Ansatz entwickelt werden, 
der weniger auf Entitätslisten beruht 
und mehr auf Lizenzen für einzelne 
Unternehmen oder Länder, die unter 
bestimmten Bedingungen erteilt und 
entzogen werden können (ähnlich der 
Individual Licence). Die Mitglieder 
könnten bei der Überprüfung koope-
rieren. Auch sollten die Kontrollen nur 
einen geringen Teil der strategischen 
Spitzentechnologie betreffen – einen 
echten „small yard“. 

Nur durch strategischere Exportkont-
rollen und eine Mitgestaltung der Kon-
trollen können Deutschland und die 
EU im chinesisch-amerikanischen Sys-
temwettbewerb regulatorische Rah-
menbedingungen aktiv mitgestalten. 
Auf diese Weise könnten sie politisch 
auf eine ausgeglichenere Strategie hin-
wirken, die auch die wirtschaftliche 
Entwicklung der mit China eng ver-
flochtenen europäischen Unterneh-
men einbezieht.
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